
Nach Ausklingen der Schlussverkaufsstim-
mung in der deutschen Lebensversiche-
rung haben viele im Bereich des Absatzes
von Vorsorgeprodukten tätige Vermittler
ihren Schwerpunkt auf die betriebliche
Altersversorgung gelegt. Die Sache ist
jedoch nicht ganz unproblematisch, da
unklar ist, welchen Anforderungen die
bAV-Beratung genügen muss. 

Produkte müssen zweimal abgesetzt
werden
Der bAV-Beratungsprozess ist deshalb so
komplex, weil ein bAV-Berater die Produk-
te zweimal absetzen muss. Das erste
Geschäft tätigt er in der Arbeitgeberbera-
tung mit dem Ziel der Errichtung der
betrieblichen Altersversorgung. Der zwei-
te Absatzprozess wird in der Arbeitneh-
merberatung vollzogen, wenn es darum
geht, die vom Arbeitgeber ausgewählte
betriebliche Versorgung mit Leben zu
erfüllen und die Arbeitnehmer zu veran-
lassen, das Arbeitgeberangebot wahrzu-
nehmen. 

In der Arbeitgeberberatung muss sich der
bAV-Berater vor Augen führen, dass der
Arbeitgeber regelmäßig auf zwei unter-
schiedliche Vertragspartner trifft. Zum
Einen schließt er einen Vertrag mit einem
Versorgungsträger, dem die Aufgabe
zufällt, die Versorgungsleistung zu erwirt-
schaften. Zum Anderen kontrahiert er mit
dem Arbeitnehmer, dem er die Versorgung
zusagt, auch wenn Letzterer die Finanzie-
rung der Versorgung etwa im Rahmen

einer Entgeltumwandlung ganz oder teil-
weise übernimmt. In der Arbeitnehmerbe-
ratung geht es dann schließlich darum, die
Wünsche und Bedürfnisse des Arbeitneh-
mers zu ermitteln, den optimalen Entgelt-
umwandlungsbetrag und das jeweilige
bAV-Produkt festzulegen.

bAV-Berater nimmt Aufgabe eines
Versicherungsvermittlers wahr
Sowohl in der Arbeitgeber- ,als auch in der
Arbeitnehmerberatung nimmt der bAV-
Berater zunächst die Aufgaben eines Versi-
cherungsvermittlers wahr. Dies gilt unab-
hängig davon, ob man die Tätigkeit an
dem bisherigen deutschen Rechtsver-
ständnis misst oder an der EG-Richtlinie
über die Versicherungsvermittlung. Denn
der bAV-Berater beschafft ganz oder teil-
weise kraft rechtsgeschäftlicher
Geschäftsbesorgungsmacht für einen
anderen Versicherungsschutz, gestaltet
ihn aus oder wickelt ihn ab, ohne selbst
Versicherungsnehmer oder Versicherer zu
sein. Ebenso hat seine Tätigkeit eine Ver-
sicherungsvermittlung nach der EG-Richt-
linie zum Inhalt, soweit der bAV-Berater
im Rahmen seiner Tätigkeit sowohl dem
Arbeitgeber als auch dem Arbeitnehmer
Versicherungsverträge vorschlägt, solche
anbietet oder auch nur Vorbereitungsar-
beiten zum Abschluss dieser Verträge
durchführt. 

Einerseits hat der Pflichtenkreis des bAV-
Beraters daher Befragungs-, Beratungs-
und Dokumentationspflichten eines Versi-
cherungsvermittlers zum Gegenstand.
Deren Inhalt und Umfang sind gegenwärtig
allerdings deshalb unklar, weil der Gesetz-
geber mit der Umsetzung der EG-Richtli-
nie in Verzug ist. Im Rahmen der Arbeitge-
berberatung muss der bAV-Berater zudem
darauf achten, dass die vom Arbeitgeber
mit der bAV übernommenen Verpflichtun-
gen gegenüber dem Arbeitnehmer so weit
wie möglich durch den Vertrag mit dem
Versorgungsträger gedeckt werden. Denn
für etwaige Lücken hat der Arbeitgeber
einzustehen mit der Folge, dass dem bAV-
Berater insoweit eine Regresshaftung
droht. Die Beratung im Bereich der
betrieblichen Altersversorgung erfordert
deshalb nicht nur gute Produktkenntnisse,

sondern auch Kenntnisse im Recht der
betrieblichen Altersversorgung und den
bAV-Pflichten eines Arbeitgebers. Mit der
Arbeitnehmerberatung wird der bAV-Bera-
ter im Pflichtenkreis des Arbeitgebers
tätig. Dies bedeutet, dass er nicht nur den
Arbeitgeber aufzuklären hat, sondern
auch dessen Aufklärungspflichten gegen-
über den Arbeitnehmern wahren muss.
Dazu gehört jedenfalls im Falle der Ent-
geltumwandlung auch die Aufklärung über
das Risiko, das mit einem vom Arbeitgeber
gewählten gezillmerten Tarif im Falle
eines relativ frühen Arbeitgeberwechsels
verbunden ist. Denn die Fürsorgepflicht
des Arbeitgebers verpflichtet diesen zur
Aufklärung des Arbeitnehmers, damit die-
ser den möglicherweise entstehenden
Schaden kalkulieren und ggf. von einer
Entgeltumwandlung Abstand nehmen
kann. 
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Courtagewegfall bei vorzeitiger
Aufhebung der Versicherung

LG Mosbach, Urt. v. 28.07.2005

Hebt der Versicherer die auf Vermitt-
lung des Maklers geschlossene Versi-
cherung vor deren ursprünglich ver-
einbartem Ablauftermin im Einver-
nehmen mit dem VN auf, ist der Mak-
ler verpflichtet, die sich aus der von
dem Versicherer zurückzuzahlenden
Versicherungsprämie errechnende
Courtage gemäß § 812 BGB an den Ver-
sicherer zurückzuzahlen. 

In diesem Fall hat der Makler die Cour-
tage ohne Rechtsgrund erhalten. Dies
muss zumindest dann gelten, wenn
nach der Courtagezusage des Versi-
cherers ein Anspruch auf Courtage
nicht besteht, sobald die Tätigkeit des
Maklers für den Versicherer aus
irgendeinem Grund endet und hiervon
lediglich der Anspruch auf Anschluss-
courtage ausgenommen ist.
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Über umfangreiche Pflichten sorg-
sam informieren
In jedem Fall sollte sich der bAV-Berater
über die mit seiner komplexen Aufgaben-
stellung im bAV-Geschäft übernommenen
umfangreichen Pflichten sorgsam infor-
mieren. Dazu gehört auch die Klärung der
Frage, in welchem Umfang die Vermögens-
schaden-Haftpflichtversicherung des bAV-
Beraters bei der Arbeitnehmerberatung
entstehende Schäden und daraus im Falle
der Auslösung einer Arbeitgeberhaftung
entstehende Regressansprüche des Arbeit-
gebers gegen den bAV-Berater deckt. 

Darüber hinaus werden Makler und Mehr-
fachagenten bei der Arbeitnehmerbera-
tung auf ihr Auftreten gegenüber dem Kun-
den zu achten haben. Denn sie nehmen
ihre Vermittlungsaufgabe im Auftrag des
Arbeitgebers vor und sind auf dessen bAV-
Angebot beschränkt. Sie dürfen dem

Arbeitnehmer daher nicht suggerieren,
deren Interessen wahrzunehmen oder die
Vermittlungsleistung auf Grund einer
objektiven Marktuntersuchung durchzu-
führen. 

Cross-Selling sollte gut überlegt
sein
Auch die Frage, ob Cross-Selling bei Gele-
genheit der Arbeitnehmerberatung betrie-
ben wird, sollte sehr wohl überlegt wer-
den, weil die Interessenkonflikte zwischen
dem Arbeitgeber- und dem Arbeitnehmer-
interesse drohen können. Wegen der lau-
ernden Gefahren sollte jeder bAV-Berater
den gesamten Beratungsprozess im Einzel-
nen durchdenken, damit die Erfolg ver-
sprechende Tätigkeit nicht in einem Desa-
ster endet.
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Kein Abzug der Altersversorgung
bei nicht hinreichender Darlegung 
LG Hamburg, Urt. .v 20.07.2005

Begehrt der Versicherer eine Minderung
des Ausgleichsanspruchs des Versiche-
rungsvertreters unter dem Aspekt der Bil-
ligkeit im Umfang des Barwertes der zu
Gunsten des Vertreters bestehenden
betrieblichen Altersversorgung, so hat er
darzulegen, wie sich der Barwert ergibt,
und ob er zutreffend berechnet worden
ist. 

Ferner hat der Versicherer im Einzelnen
darzulegen, welche Aufwendungen er seit
Einrichtung der betrieblichen Altersver-
sorgung zu Gunsten des Vertreters getä-
tigt hat. Hat der Vertreter eigene Beträ-
ge zur betrieblichen Altersversorgung
geleistet muss der Versicherer auch hier-
zu Stellung nehmen. 

Damit das Gericht die Berechnung des
Anwartschaftsbarwertes einer betriebli-
chen Altersversorgung nachvollziehen
kann, muss der Versicherer darüber hin-
aus darlegen, dass die von ihm vorgenom-
mene Berechnung den Bestimmungen der
zu Grunde liegenden Versorgungswerke
entspricht. Erforderlich ist insoweit eine
in sich nachvollziehbare Darstellung der
einzelnen Berechnungsschritte. Überdies
muss der Versicherer darlegen, dass die
von ihm zur Ermittlung des Anwart-
schaftsbarwertes angesetzten Beträge
und Umrechnungsfaktoren den einschlä-
gigen Versorgungsbedingungen entspre-
chen. Es ist nicht die Aufgabe des
Gerichts, sich die passenden Angaben aus
umfangreichen Unterlagen herauszusu-
chen. 

Hängt die Höhe der betrieblichen Versor-
gungszusage u.a. von der Höhe und
Zusammensetzung des von dem Versiche-
rungsvertreter aufgebauten Bestandes an
Sach-  und Lebensversicherungen in Ver-
bindung mit den jeweils gültigen Bewer-
tungsfaktoren für die einzelnen Bestands-
gruppen ab, ist dem Vortrag des Versiche-
rers aber nicht zu entnehmen, ob und wie

die Höhe des Rentenmessbetrages ermit-
telt und in die Berechnung eingestellt
worden sind, so hat der Versicherer nicht
hinreichend dargelegt, dass dem Vertre-
ter aufgrund der Leistungen des Versiche-
rers ein Anwartschaftsbarwert zusteht.
Der Versicherer kann unter diesen
Umständen auch kein Sachverständigen-
beweis dafür anbieten, seine Berechnun-
gen des Anwartschaftsbarwerts seien kor-
rekt. 

In Ermangelung eines hinreichend schlüs-
sigen Sachvortrags liefe die Beweiserhe-
bung auf einen unzulässigen Ausfor-
schungsbeweis hinaus. Hat der Versiche-
rer nicht hinreichend dargelegt, dass dem
Vertreter auf Grund von Leistungen des
Versicherers ein Barwert einer unverfall-
baren Versorgungsanwartschaft aus dem
betrieblichen Versorgungswerk zusteht,
kommt ein Abzug des vom Versicherer
behaupteten Barwerts der Versorgung
nicht in Betracht und der vom Versicherer
vorgenommene Abzug ist in voller Höhe
unzulässig.

Recht auf Bucheinsicht trotz Nach-
besserung fehlerhaften Buchauszu-
ges
LG Düsseldorf, Urt. v. 21.07.2005

Begründete Zweifel an der Richtigkeit
und Vollständigkeit eines Buchauszuges
i.S. des § 87 c Abs. 4 HGB bestehen schon
dann, wenn der Unternehmer zunächst
einen fehlerhaften Buchauszug erstellt
hat und er dann einen zweiten berichtig-
ten Buchauszug vorlegt. 

Ein fehlerhafter erster Buchauszug zeigt,
dass der Unternehmer bei der Anfertigung
nicht die erforderliche Sorgfalt hat wal-
ten lassen. Dies rechtfertigt objektiv den
Schluss, dass er bei der Erstellung von
Buchauszügen fehlerhaft handelt. Dem-
gemäß kann der Vertreter auch dann eine
Bucheinsicht nach Maßgabe der Vorschrift
des § 87 c Abs. 4 HGB verlangen, wenn
der Unternehmer zwischenzeitlich einen
zweiten korrigierten Buchauszug vorlegt.
Auf die Frage, ob auch der zweite Buch-
auszug Fehler enthält, kommt es nicht
an.

"Grundsätze" binden Versicherer
trotz Unwirksamkeit
LG Düsseldorf, Urt. v. 19.07.2005

Die "Grundsätze zur Errechnung der Höhe
des Ausgleichsanspruchs" verstoßen gegen
§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB i.V. mit § 89 b Abs.
4 HGB. 

Durch die "Grundsätze" kann ein Vertreter
schon deshalb benachteiligt werden, weil
sie die Berechnung des Ausgleichs nach
anderen Kriterien vornehmen, als sie
nach der gefestigten Rechtsprechung des
§ 89 b HGB üblich sind. Die "Grundsätze"
sind als für eine Vielzahl von Verträgen
vorformulierte allgemeine Vertragsbedin-
gungen zu qualifizieren. Bei der Frage, ob
die "Grundsätze" den Vertreter unange-
messen benachteiligen, ist von einer
überindividuellen generalisierenden
Betrachtungsweise auszugehen. Entschei-
dend ist, ob irgendein Vertreter durch sie
benachteiligt werden kann. 

Gleichwohl sind die "Grundsätze" im
Rechtsstreit nicht grundsätzlich unbe-
achtlich. Sie erleichtern dem Vertreter
die Darlegung seiner Provisionsverluste,
binden ihn aber nicht. Es steht dem Ver-
treter frei, sich im Prozess auf die
"Grundsätze" zu berufen. Hat der Versi-
cherer nach den "Grundsätzen" abgerech-
net, kann der Vertreter im Wege eines
Urkundenprozesses den Endbetrag, der
nach den "Grundsätzen" berechnet wor-
den ist, geltend machen. Der Versicherer
ist nicht berechtigt, die Auszahlung des
nach den "Grundsätzen" berechneten Aus-
gleichsbetrags zurück zu behalten bis der
Vertreter sich mit der Anwendung der
"Grundsätze" einverstanden erklärt hat. 

Da der Versicherer an die "Grundsätze"
gebunden ist, handelt es sich um einen
geschuldeten Mindestbetrag, der als Aus-
gleichsanspruch nach § 89 b HGB fällig
ist. Mit der weiteren Zurückbehaltung übt
der Versicherer einen unzulässigen Zwang
auf den Vertreter aus, die von ihm
gestellten unwirksamen Allgemeinen
Geschäftsbedingungen in Gestalt der
"Grundsätze " im nachhinein zu akzeptie-
ren und so den vom Gesetz missbilligten
"Grundsätzen" doch noch abschließende
Gültigkeit zu verschaffen.
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BGH, Urt. v. 01.06.2005

Sind die Voraussetzungen, von deren Erfül-
lung die Entstehung des Provisionsan-
spruchs abhängt, in den Provisionsbestim-
mungen allein für die Abschlussprovision
festgelegt, nicht für die Folgeprovision
und für laufende Provision, rechtfertigt
dies zwar den Schluss, dass die Abschluss-
provision ausschließlich dazu bestimmt ist,
die Vermittlung eines neuen Versiche-
rungsvertrages zu vergüten. Offen bleibt
dagegen, ob die Vermittlung bereits durch
die Abschlussprovision vollständig abgegol-
ten sein soll oder ob auch in der Folgepro-
vision ein weiteres Vermittlungsentgelt
enthalten ist. 

Sind Folgeprovision und die laufende Pro-
vision nach dem Vertragsinhalt nicht ein-
deutig und vollständig den vermittlungs-
fremden Aufgaben und Tätigkeiten des
Vertreters zuzuordnen, kann nicht ohne
weiteres davon ausgegangen werden, dass
der Vertreter nachvollziehbar darlegen
muss, in welchem Umfang seine durch
Zahlung einer Folgeprovision (mit-)vergü-
tete Tätigkeit gleichwohl dem Abschluss
von Versicherungen gedient habe und
damit vermittelnder Natur oder aber
bloße Verwaltungstätigkeit gewesen sei.
Sieht die Provisionsvereinbarung für eine
Reihe von Versicherungsarten (Risiken)
keine Abschlussprovision, sondern allein
Folgeprovision oder laufende Provision
ohne nähere Zweckbestimmung vor, folgt
daraus zwingend, dass diese Provisionen
auch das Entgelt für die Vermittlung der
betreffenden Verträge enthalten. Jeden-
falls für diese Versicherungsverträge
obliegt es nicht dem Versicherungsvertre-
ter, darzulegen und zu beweisen, zu wel-
chem Anteil die Provision Entgelt für die
Vermittlung des Versicherungsvertrages
sein soll. Insoweit gilt vielmehr nichts
anderes als für den Tankstellen-Handels-
vertreter, der für seine Tätigkeit eine ein-
heitliche Provision bezieht, die nicht nach
vermittelnden und vermittlungsfremden
Aufgaben und Tätigkeiten differenziert. 

Sieht der Agenturvertrag keine gesonderte
Provision für die Vermittlung von Versiche-
rungsverträgen, deren Erweiterung und für
die Bestandspflege vor und ordnet er die
Provision auch nicht jeweils den entspre-
chenden Aufgaben des Versicherungsver-
treters zu, steht dieser vor derselben
Schwierigkeit wie ein Tankstellen-Handels-
vertreter, den auf die vermittelnde Tätig-
keit bzw. den Vermittlungserfolg entfal-
lenden Anteil der einheitlichen Provision
zu beziffern. Dem Versicherer, der den
Inhalt des Agenturvertrages in der Regel
vorgibt, ist es dagegen möglich, auf der
Grundlage von Erfahrungswerten anzuge-
ben, zu welchen Anteilen die einheitliche
Provision zur Abgeltung einerseits der Ver-
tragsvermittlung, andererseits vermitt-
lungsfremder Tätigkeiten bestimmt sein
soll. Kann nicht ausgeschlossen werden,
dass die Folgeprovision ein weiteres Ent-
gelt für die vermittelnde Tätigkeit des
Vertreters darstellt und ist es möglich,

dass sie nur vorrangig   und damit nicht
ausschließlich   zur Abgeltung vermitt-
lungsfremder Tätigkeiten des Vertreters
bestimmt ist, darf das Gericht die Darle-
gungs  und Beweislast für die Zweckbe-
stimmung der Provision auch in den Spar-
ten nicht dem Vertreter auferlegen, in
denen neben einer Folgeprovision eine
Abschlussprovision vorgesehen ist.

Keine Abqualifizierung als Einzel-
fallentscheidung
Die Entscheidung darf nicht als Einzelfall-
entscheidung abqualifiziert werden. Mit
ihr hat der Bundesgerichtshof vielmehr
eindeutig seine bisherige Entscheidung in
dieser Frage als Einzelfallentscheidung
klassifiziert. Diese hatte dem Versiche-
rungsvertreter noch die Darlegung- und
Beweislast für den Vermittlungsanteil in
der Provision auferlegt und ihn damit ohne
sachlichen Grund gegenüber anderen Han-
delsvertretern, Tankstellenhaltern und
auch Vertragshändlern ungleich behan-
delt. Für diese galt seit Ende der achtziger
Jahre die Regel, dass den Unternehmer die
Darlegungs- und Beweislast für den Ver-
mittlungsanteil in der Vergütung trifft,
wenn er den Agenturvertrag vorgibt, ohne
diese Frage plausibel zu regeln. 

Agenturvertrag muss plausible
Gewichtung regeln
Künftig darf sich ein Agenturvertrag aber
auch nicht etwa darin erschöpfen, die ver-
waltenden Tätigkeiten bloß aufzuzählen.
Vielmehr muss er eine plausible Gewich-
tung der verwaltenden Tätigkeiten im Ver-
hältnis zum Umfang oder zur Bedeutung
der werbenden Aufgaben des Versiche-
rungsvertreters regeln. Diesen Anforde-
rungen werden praktisch nahezu alle gän-
gigen Agenturvertragswerke nicht gerecht.
Deshalb hat die Entscheidung so weit rei-

chende Bedeutung. Erfreulicherweise hat
der BGH mit ihr auch klar gestellt, dass sie
nicht nur für das System der laufenden
Provision gilt, sondern auch für das der
erhöhten erstjährigen oder so genannten
Diskontprovision.

Hat der Versicherer in seinem Agenturver-
tragswerk keine klare Abgrenzung vorge-
nommen, welche Vergütungsanteile auf
vermittelnde und verwaltende Tätigkeiten
entfallen, kann der Versicherungsvertreter
im Ausgleichsprozess behaupten, auf seine
verwaltende Tätigkeit seien 10 % der Ver-
gütung entfallen. Will der Versicherer von
dieser Beurteilung abweichen, muss er im
Einzelnen darlegen, welche Aufteilung der
Provision nach dem Agenturvertrag ange-
messen ist. Weder den Mineralölunterneh-
men, Kfz-Herstellern noch anderen mit
Handelsvertretern kooperierenden Unter-
nehmern ist es bisher gelungen, einen von
der Behauptung des Vertreters abweichen-
den Vermittlungsanteil in der Vergütung
durchzusetzen. Aus diesem Grunde haben
die Versicherungsvertreter Grund zur
Zuversicht bei der Durchsetzung ihrer
Ansprüche nach § 89 b HGB. 

Die Entscheidung des Bundesgerichtshofs
ebnet aber nicht nur den Weg zur Durch-
setzung des gesetzlichen Ausgleichsan-
spruchs. Sie führt auch dazu, dass die ein-
zelne Aufbauleistung des Versicherungs-
vertreters anhand der hierzu vom Gesetz-
geber entwickelten Kriterien der Unter-
nehmervorteile, Provisionsverluste und
der Billigkeit beurteilt werden und nicht
an wenig leistungsgerechten Kriterien wie
der Laufzeit des Agenturvertrages zwi-
schen den Parteien. Vor allem leistungs-
starken Agenturen sollten daher den Wert
ihrer Ausgleichsansprüche an den gesetzli-
chen Kriterien messen lassen, bevor sie
sich mit einer Ausgleichsabwicklung nach
den "Grundsätzen" einlassen.
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Die Problematik ist bekannt: Ab dem
01.01.2006 sind (nach der bisherigen
Rechtstheorie und -praxis als solche zu
wertenden) Vermittlungsleistungen im
Sinne des § 4 Nr. 8 UStG dann nicht mehr
für den Leistungserbringer (Vermittler)
umsatzsteuerbefreit, wenn der Vermittler
nicht mit einer der Parteien des infolge
der Vermittlung zu schließenden Vertrages
einen direkten, auf die Vermittlung
gerichteten Vertrag geschlossen hat und

von einer dieser Vertragsparteien nicht
direkt seine Vergütung erhält. Bei einem
derzeitigen USt-Satz von 16% und Diskus-
sionen über eine Anhebung dieses Satzes
sind die wirtschaftlichen Konsequenzen
von unabsehbarer Tragweite.

Geeignete und praxisgerechte
Lösungen schnellstmöglich umset-
zen
Wer als Betroffener nicht untätig warten
möchte, ob und bis ggf. das Bundesverfas-
sungsgericht (ein Entscheidungstermin des
Bundesverfassungsgerichts in der Angele-
genheit stand Ende Oktober 2005 noch
nicht fest), der Europäische Gerichtshof
oder die Europäische Kommission die
zugrunde liegende Rspr. des BFH und die
darauf ab dem 01.01.2006 fußende Praxis
der Finanzverwaltung einer Korrektur
unterziehen, sollte die Sachlage einge-
hend analysieren, um sich in einem zwei-
ten Schritt die theoretischen Lösungsmög-
lichkeiten zu erarbeiten und in einem drit-
ten Schritt eine geeignete und praxisge-
rechte Lösung zu entwickeln, die
schnellstmöglich umgesetzt werden kann.

Vielfältige Lösungsmodelle 
Die denkbaren Lösungsmodelle reichen
von einer Aufrechterhaltung der bestehen-
den Vertrags- und Vertriebsorganisatio-
nen, über eine Direktanbindung der Ver-
triebe bei den Produktgebern, die Zusam-
menfassung des Gesamtvertriebes zu einer
einheitlichen Personengesellschaft (z.B.
einer GmbH & Co. KG), die dann wiederum
bei dem Produktgeber direkt vertraglich
angebunden wird, über eine sogenannte
umsatzsteuerliche Organschaft gemäß § 2

Abs. 2 UStG bis hin zu einer Lösung im
Wege des sogenannten Kommissionsmo-
dells (bei dem insbesondere auch auf-
sichtsrechtliche Fragen zu beachten sind).

Unschätzbare Vorteile - gefährliche
Nachteile
Bei all diesen genannten Denkmodellen,
die auch in Mischformen vorstellbar sind,
ist folgendes dringend zu beachten:

Schon aus praktischen Erwägungen ist
nicht jede dieser Varianten umsetzbar.
Darüber hinaus bietet jede dieser Varian-
ten sowohl unschätzbare Vorteile als auch
gefährliche Nachteile, die eines genauen
Zuschnitts auf die Bedürfnisse der konkret
betroffenen Vertriebsorganisation bedür-
fen. Im Zweifel sollte  eine verbindliche
Auskunft der Finanzverwaltung über die
umsatzsteuerliche Behandlung des
gewählten Modells eingeholt werden.

Umsatzsteuer auf Untervermitt lungs-
provision: Es besteht Handlungsbedarf
von Rechtsanwalt Sascha Alexander Stahlbaum
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